


 Klimaschutz und Raumplanung 

 Raumplanung: Definition, Kompetenzen, Instrumente 

 Örtliches Entwicklungskonzept 

 Flächenwidmungsplan 

 Bebauungsplan 

 Planungsatlas/ Grundlagenforschung/ Baulandbilanz 

 Raumordnungsverträge 

 Definition und Rechtsgrundlage 

 Regelungsinhalte 

 Praxismodelle und Praxisbeispiele 

 

 

 



Klimaschutz Raumplanung 

Nachhaltige 

Entwicklung 



 Raumplanung: Vorausschauende Steuerung der Entwicklung der 

Raumnutzung 

 

 Kompetenz: Bund, Land, Gemeinden 

 

 Instrumente Örtliche Raumordnung: Örtliches Entwicklungs-

konzept, Flächenwidmungsplan, Bebauungsplan 





Räumlich-funktionelle 

Gliederung Asten 

Räumlich-funktionelle 

Gliederung Hofkirchen gem. 

PLZVO 2008 

Landschaftskonzept Asten 

Strukturplan Langenstein 









Baulandnutzung 

Baulandbilanz 

Exposition 

EZ-Größenplan 



Baulandbilanz 

unbebaute Flächen 



Baulandverbrauch nach 

Widmungskategorie 





rechtliche Voraussetzungen 

 Ermächtigung durch Oö. 

ROG 1994 

 Oö. ROG-Novelle 2011 

(LGBl. Nr. 73) 

 
 

Ergänzung hoheitlicher 

Raumordnungsaufgaben 

 wirkungsvolles Instrument 

zur Entwicklungssteuerung 

 Baulandmanagement 

 

kooperatives Verfahren mit 

Vertragspartnern 

 Gemeinde 

 Grundeigentümer 

 Projektbetreiber 

evtl. weitere Projektbeteiligte 

 

privatrechtliche Verträge 

 Baulandsicherungsvertrag 

 Infrastrukturvertrag 

 Raumordnungsvertrag 

 Gesamtheit der 

Regelungsmöglichkeiten 

 z. B. Bodenschutz 

 



 rasche Baulandmobilisierung 

& Bodenschutz 

 finanzielle Entlastung der 

Gemeinde 

 die Lösung von 

Nutzungskonflikten 

 

 leistbares Bauland und 

Wohnungen für Ortsansässige 

 rasch verfügbare Flächen für 

Betriebsansiedelung 

 Risikoverlagerung zum 

Projektbetreiber 



Flächenabtretung & Regelung 

von Schutz- und Ausgleichsmaß-

nahmen 

 öffentliche Verkehrsflächen 

 Gemeinbedarfsflächen  

(wie Spielplätze, Pufferzonen, 

Flächen für Lärmschutz, 

ökologische Ausgleichsflächen) 

 

 

Faire Aufteilung der Planungs- 

und Infrastrukturkosten 

 

 Verkehrsflächen 

 Kanal & Wasserleitung 

 Gemeinbedarfseinrichtungen 

 Planung 



Bauzwang & Bebauungsdichte 

 

 kompakte & geordnete 

Siedlungsentwicklung 

 sparsamer Baulandverbrauch 

 tatsächliche Bebauung in 

befristetem Zeitraum 

 

ökologische Kriterien 

 

 ökologische 

Ausgleichsmaßnahmen 

 Kostenübernahme Maßnahmen 

 Absicherung der Realisierung 

 Oberflächenwasser 

 

 



Festlegung sozialer Kriterien 

 

 

 Limitierung der 

Grundstückspreise 

 Regelung für Ortsansässige 

 Sicherung leistbarer Wohnungen 

 

 

Entwicklung von Gewerbe-

gebieten 

 

 Sicherung der Verfügbarkeit 

 Grundstückspreise 

 Betriebstypen 



 Projektbetreiber errichtet 

gesamte Infrastruktur 

 geprüfte Übernahme durch 

Gemeinde 

 Anrechnung Investitionen 

bei Interessentenbeiträgen 

 

 Infrastrukturherstellung 

durch Gemeinde 

 Kostenübernahme durch 

Eigentümer bzw. 

Projektbetreiber 

 Infrastrukturbeitrag je m² 

Umwidmungsfläche 

 Interessentenbeiträge 

bezahlt von Bauwerber 

 

 

 

 Infrastrukturbeitrag je m² 

+ Interessentenbeitrag 

 Gegenverrechnung bei 

Fälligkeit Interessenten-

beiträge 



Vertragsinhalte 
 Übernahme 

Infrastrukturkosten 

 fristgerechte Bebauung 

 Bebauungsplan 
 Erschließungs- & 

Bebauungsstruktur 

 Grundstücksgrößen 

 Grünflächen 

Kennzahlen Projekt 

 25 Einfamilienhäuser 

 9 Reihenhäuser 

Infrastruktur 
Kosten 
(Vertragsinhaber) [€] 

Interessentenbeiträge 
(Gemeinde) [€] 

Ersparnis [€] 

Straße 222.945 78.475 144.470 

Wasser 49.594 69.165 -19.571 

Kanal 97.390 98.700 -1.310 

Gesamt 369.929 246.340 123.589 



Kennzahlen Projekt 

 Betriebsbaugebiet, inkl. 

Geschäftsgebiet 

 Fläche: ca. 120.000m² 

 

Vertragsinhalte 

 Herstellung gesamter 

technischer Infrastruktur 

 Straße inkl. 

Nebeneinrichtungen 

 Wasser 

 Kanal 

 

Ziele 

 rasche 

Baulandmobilisierung 

 kurzfristige Verfügbarkeit 

 keine Vorfinanzierung 

 Kostenersparnis für 

Gemeinde 

 

 € 1,1 Mio. vs. 763.000 

Kosten vs. Interessenten-

beitrag 

 ~337.000 € Ersparnis 

 

 



 

 

 z.B. Struktur-, Gestaltungskonzept, 

Bebauungsplanentwurf 

 Jurist (!), gleichrangige Behandlung, 

diverse Problemstellungen 

 gegenseitiges Interesse 

 vor Beschluss FWP-Änderung 

1. Definition räumlicher 

Entwicklungsziele 

2. Rahmenbedingungen 

festsetzen 

3. Musterverträge mit Modulen 

erstellen 

4. Ausverhandlungsprozess 

5. Vertragsabschluss 



 geringe Akzeptanz bei Eigentümern/ Projektentwicklern 

 Verlust Vertragspartner 

 nach Veräußerung unterschiedliche Rechtsnachfolger 

 mangelhafte Ausführung der technischen Infrastruktur 



 Raumplanung/ Örtliche Raumordnung 

 Örtliches Entwicklungskonzept, Flächenwidmungs- und Bebauungsplan 2.0 

 Planungsatlas/ Baulandbilanz als wesentliche Grundlage 

 Raumordnungsverträge 

 vielfältige Steuerungsmöglichkeiten  

 Ergänzung zu hoheitlichen Planungsinstrumenten 

 Raumplanung für Klimaschutz 

 Flächensparen, Verdichtung, absolute Baulandgrenzen 

 moderate, nachhaltige Entwicklung 

 

 

 

 
 

 



 

 

DANKE 

für Ihre Aufmerksamkeit! 

 

DI Gerhard Lueger 

 

 

 

 

Landstraße 85 

A-4020 Linz 

+43 (0)732 783596 

www.topos3.at 

office@topos3.at 

 


